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Die Bauzonen in zahlreichen Ba-
selbieter Gemeinden sind über-
dimensioniert, der Kanton sitzt
auf 40 MillionenWohnbau-För-
dergeldern, und seit sieben Jah-
ren steht die Pflicht zur Wohn-
bauförderung in derVerfassung:
Doch dessen ungeachtet herrscht
im Baselbiet Wohnungsnot. Ge-
mäss den neusten Zahlen des
StatistischenAmtes des Kantons
Baselland ist der Leerwohnungs-
bestand von 1,1 auf 1,0 Prozent
gesunken.

Die angespannte Situation auf
demWohnungsmarktwiderspie-
gelt eine angespannte politische
Situation bei der kantonalen
Wohnbau- und Eigentumsförde-
rung. Zwar besteht seit 2014 eine
Verfassungsgrundlage zur För-
derung des selbst genutzten
Wohneigentums und des ge-
meinnützigenWohnungsbaus –
angenommenwurde damals eine
breit abgestützteVolksinitiative.

Doch imMärz 2019 schickte der
Landrat das von der Volkswirt-
schafts- und Gesundheitsdirek-
tion ausgearbeiteteWohneigen-

tums- undWohnbaufördergesetz
zurUmsetzung desVerfassungs-
artikels bachab –wegen «Stand-
punkten und Erwartungen, die
unvereinbar waren», wie es die
frühere Präsidentin der landrät-
lichen Volkswirtschafts- und
Gesundheitskommission, Rahel
Bänziger, formulierte.Gescheitert
war zuvor schon das Instrument
der Bausparbeiträge, nachdem
sich die einstigen Zusatzverbilli-
gungen als bundesrechtswidrig
herausgestellt hatten.

Es herrscht Funkstille
Im Fonds zur Förderung des
Wohnungsbaus liegen nach wie
vor rund 40 Millionen Franken.
Doch politisch streiten dieAkteu-
reweiterhin darüber, obmit dem
Fonds das Wohneigentum oder
der gemeinnützige Wohnungs-
bau unterstützt werden soll. Ein
Streit ohne Ende: Hängig ist in-
zwischen auch dieVolksinitiative
«Wohnen für alle» aus dem Jahre
2014. Sie ist schon fast inVerges-
senheit geraten. Lanciert wurde
die Initiative unter der Ägide der

damaligen SP-Präsidentin Pia
Fankhauser. Die Regierung hat
die Initiative vor zweieinhalb Jah-
renmitdemAntragaufAblehnung
zuhanden der Volkswirtschafts-
undGesundheitskommission des
Landrats verabschiedet. Doch
seither herrscht Funkstille.

Der jetzige Kommissionspräsi-
dent Christof Hiltmann (FDP)
wusste bei der Anfrage der BaZ
nicht einmal, dass die Initiative
in seiner Kommission noch im-
mer hängig ist. Seine Nachfrage
ergab, dass sich die politischen
Akteure links und rechts imMärz
2019 darauf geeinigt hatten,
deren Behandlung zugunsten
der Suche nach einem Kompro-
miss bis aufweiteres zu sistieren.
Dazu wurde, so Hiltmann, eine
Arbeitsgruppe eingesetzt. Doch
getroffen hat sich dieser runde
Tischwährend rund zwei Jahren
überhaupt nicht.

Hoffnung auf Einigung
Erst in den letzten Monaten ist
die Arbeitsgruppe wieder aktiv
geworden. Diese Woche hat sie
sich endlichmit den Initiativko-
mitees getroffen, demjenigen der
2014 vom Volk angenommenen
Initiative und demjenigen der
hängigen Initiative «Wohnen für
alle».Olivier Kungler, Generalse-
kretär derVolkswirtschafts- und
Gesundheitsdirektion, erklärte

der BaZ aufAnfrage, die Gesprä-
che seien jetzt positiv verlaufen:
«Wenn alles klappt, planen wir,
im ersten Quartal 2022 einen
Gesetzesvorschlag in die Ver-
nehmlassung zu geben.» Damit
könnte, wenn sich der Landrat
denn auf den Kompromiss eini-
gen kann, der Wohnbauförder-
fonds in etwa zwei Jahren de
blockiert werden.

DerWohnungsmarkt indessen
bleibt von den politischen Que-
relen unbeeinflusst. Die Woh-
nungsnot nimmt zu: Trotz eines
beachtlichen Bauvolumens sank
dieAnzahl leererWohnungen im
Vergleich zumVorjahrum 13 Pro-
zent (Stichdatum 1. Juni). Mit
1404 leerenWohnungen beträgt
der Leerwohnungsbestand im
Baselbiet nur noch 1 Prozent.
Im Bezirk Liestal ist die Situati-
onmit 1,4 Prozent leerenWohn
ungen am besten, im Bezirk
Sissach mit 0,7 Prozent am an-
gespanntesten.

ImNachbarkantonBasel-Stadt
ist die Situation nichtwesentlich
besser: Die Leerstandsquote be-

trägt 1,1 Prozent. Am prekärsten
ist es in Riehen und Bettingen,
wo nur 0,7 Prozent derWohnun-
genverfügbar sind. In Grossbasel
sind es 1,2 Prozent.

Anders als in den Vorjahren
vermag inzwischen auchdieBau-
tätigkeitmit derWohnungsnach-
frage nicht mehr Schritt halten.
Das private Bauvolumen imKan-
tonBasellandwarimvergangenen
Jahr mit 1,04 Milliarden Franken
zwarbeachtlich.Dochdies genügt
nicht mehr, um die Nachfrage
aufzufangen.Neu erstelltwurden
1614 Wohnungen, davon 222 in
Einfamilienhäusern.

Gemäss den Angaben des
StatistischenAmtes des Kantons
Baselland sind dies 405 Ein
heiten mehr als im Vorjahr.
Netto resultierte ein Plus von
1584 Wohnungen. Am meisten
neue Wohnungen wurden in
Liestal (318), Lausen (151) und
Laufen (113) gebaut. Entspre-
chend ist dort auch die Leer-
standsquote höher.

Thomas Dähler

Jahrelanger Streit blockiert Wohnbauförderung
Wohnungsnot im Baselbiet Die Initiative «Wohnen für alle» wird vertrödelt, die vom Volk 2014 angenommene Initiative
zurWohnbauförderung nicht umgesetzt. Das Angebot sinkt weiter.

Leerwohnungen nach
Kantonsgebiet

Leerstandsquote in Sissach
und Riehen am tiefsten
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Basel-Stadt und Basellandschaft

Bezirk Anzahl Quote in %

Liestal 408 1,4

Laufen 117 1,2

Grossbasel 756 1,2

Kleinbasel 402 1,0

Arlesheim 689 0,9

Waldenburg 64 0,8

Sissach 126 0,7

Riehen 77 0,7

Franziska Laur

FrancoMazzi, Stadtpräsident von
Rheinfelden,hatte umden Stand-
ort der Mittelschule gekämpft
wie ein Löwe. Er hatte seine
Gemeinde angepriesenund schon
eine verkaufs- und baureife Par-
zelle bereitgehalten – vergeblich.
AmFreitag hat die Regierung be-
kannt gegeben, dass sie dem
Grossen Rat den Standort Stein
vorschlagen werde.

«Viele Gründe sprechen für
diesen Standort», argumentiert
Bildungsdirektor Alex Hürzeler.
Durch die zentrale geografische
Lage im Fricktal sei Stein für das
gesamte Fricktal gut erreichbar.
Ausserdem erlaube dasArealmit
fast vier Hektaren Fläche eine
optimale Nutzung und verfüge
über Erweiterungspotenzial.

Hinter demEntscheid des Re-
gierungsrats stecken auch wirt-
schaftliche Gründe. Der Kanton
Aargau arbeitet mit den vier
Gemeinden Stein, Sisseln, Eiken
und Münchwilen schon lange
an der Zukunft des Sisslerfeldes,
an dessen Rand sich die Mittel-
schule befinden würde.

Die Regierung will Unterneh-
men mit Tausenden hoch quali-
fiziertenArbeitsplätzenherholen,
Wohnungen bauen und Wohl-
stand sowie Lebensqualität im
mittleren Fricktal sichern.Mit der
Mittelschule ist sie diesemZiel et-
was näher. Allerdings liegt das
Gebiet doch ein gutes Stück vom
Bahnhof entfernt. Die Lehrer
verbände hatten sich denn auch
gegen diesen Standort gewehrt.

SP: «Überzeugt uns nicht»
FrancoMazzi zeigt sich vomEnt-
scheid des Regierungsrats sehr
enttäuscht. «Der Regierungsrat
gewichtet offensichtlich gleich-
wertige Standorte nicht nach dem
Sinn der künftigen Nutzer, also
Lehrpersonen und Schüler, son-
dern nachwirtschaftlichen Aus-
sichten.»AuchwenndasPotenzial

an Arbeitsplätzen plötzlich rele-
vant werde für den Standort ei-
nerMittelschule,wie bei diesem
Entscheid, hätte Rheinfelden
gewählt werden müssen.

Schon jetzt hätten allein
Möhlin,Magden,Rheinfeldenund
Kaiseraugst insgesamt 20’000Ar-
beitsplätze und 500’000 Quad-
ratmeter Entwicklungsflächen.
Doch Mazzi sorgt sich vor allem
um die vielen Schüler und Lehr-
personen, die in einigen Jahren
täglich nach Stein reisenmüssen.

Eine grosse Freude hat hin
gegen Beat Käser, Gemeindeam-

mann von Stein: «Das ist ein
wichtiger Entscheid für die Ge-
meinde. Ich hoffe, dass der
Grosse Rat imHerbst zustimmt»,
sagt er. Auch die bürgerlichen
Parteien gratulieren demRegie-
rungsrat.

Ganz anders die Linken: Die
SP Aargau hält am Mittelschul-
standort Rheinfelden fest. «Der
Entscheid des Regierungsrates
überzeugt uns nicht», schreibt
sie. Es sei nun am Grossen Rat,
zu entscheiden, und die SPwerde
ihre Position dort einbringen.
Rheinfelden liege für die Schü-

lerinnen und Schüler am besten
im Einzugsgebiet. Mit Magden,
Kaiseraugst undMöhlin zusam-
men bilde Rheinfelden ausser-
dem den Bevölkerungsschwer-
punkt des Fricktals. Stein liege
zwar geografisch zentral, nicht
jedoch für die Nutzer der künf-
tigen Mittelschule.

Basler Schulen überlastet
Die Fricktaler Schüler konnten
gemäss einemAbkommenmeh-
rere Jahrzehnte von einem Be-
such derMittelschulen in Basel-
Stadt und Baselland profitieren.

Aktuell gehen rund 600 Schüle-
rinnen und Schüler aus dem
Fricktal in diese Kantone zur
Schule. Damit ist in den kom-
menden Jahren Schluss, denn
die beiden Basel können die
Verträge aus Kapazitätsgründen
nicht erneuern. So kann die
FMS in Basel schon ab kommen-
dem Schuljahr nicht mehr be-
sucht werden, die Mittelschule
im Baselland ab Schuljahr
2025/26. Daher hat sich das
Fricktal mit Hochdruck daran
gemacht, eine eigene Lösung
auszuarbeiten.

Allerdings ist das Areal in Stein
– anders als dasjenige in Rhein-
felden – noch nicht pfannen
fertig bebaubar. Die Regierung
muss daher demGrossen Rat be-
antragen, dass er das Siedlungs-
gebiet erweitert und das Areal
einzont. Esmüssen auch Frucht-
folgeflächen kompensiert wer-
den. Der Grosse Rat soll die
Botschaft imHerbst beraten.Den
Segen geben muss er für einen
Verpflichtungskredit in derHöhe
von 13,785Millionen Franken für
den Landerwerb, den Architek-
turwettbewerb und dieweiteren
Planungsschritte. Danach wird
ein Architekturwettbewerb aus-
geschrieben.

Provisorium ab 2025 nötig
Im 4. Quartal 2023 soll dann
der Projektierungskredit und
im 3. Quartal 2025 der Ausführ
ungskredit gesprochen werden.
Gemäss vager Schätzung von
Bildungsdirektor Alex Hürzeler
dürfte das Projekt auf etwa
135 Millionen Franken zu stehen
kommen.Die Inbetriebnahmeder
neuen Kantonsschule ist auf das
Schuljahr 2029/30 vorgesehen.

Schon ab 2025/26 braucht
es jedoch ein Provisorium, da
dann Baselland keine Fricktaler
mehr aufnehmen kann. Ein
Verpflichtungskredit dafür soll
dem Grossen Rat im 1. Semester
2024 unterbreitet werden.

Die unteren Fricktaler sind bitter enttäuscht
Gymnasium wird in Stein gebaut Auch Rheinfelden hat sich als Standort beworben, wurde aber nicht berücksichtigt.

Auf diesem Areal in Stein soll das neue Gymnasium entstehen. Lehrerverbände kritisieren, es läge zu weit vom Bahnhof entfernt. Foto: Kanton Aargau

«Der Regierungsrat
gewichtet
gleichwertige
Standorte nicht
nach dem Sinn der
künftigen Nutzer.»

Franco Mazzi
Stadtpräsident von Rheinfelden


